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Der Kampf der Kornrnunisten gegen
Bemilitarisierung und NATO
Auch in di6em Bildungsheft geht es um eine inhaltsreiche zeit. Sie
reicht vom Jahre 1949 - als die Bundesr€publik gegründet wurde - bis
zum Bankrott der Politik des ,,Zulückrcllens des Sozialismus", d. h.
bis zum 13. August 1961, als dem Imperialismus mit dem Bau der
,,Mauer" deutlich die Grenzen seiner Macht gezeigt urden. Selbstver-
stärdlich können wir aus dieser dramatischen Zeit nur einige weDige,
aber besondeB wichtige Ereignisse und Fragen behandeln.

1. Worauf spitzten sich nach der Bil-
dung der Bundesrepublik die Aus-
einandersetzungen zu?

D ie Bildsg der Bundesrepublik DeutscNand bedeutete, daß das deut-
sch€ Großkapital sein€ politische Macht wied€r errichtet hatte. Diese
wollte€s zur,,Zudckgewinnung" derDDR undderGebieteöst[ch der
Oder und Neiße einsetzen. Das wiederum töste den Drang Dach Wie-
derauldstung aus. Di€§e Politik entsprach sowohl den Interessen des
ame t<anischen als auch jeneD des deutschen Impe alismus. Bereitg
am 15. April1945 fand im ame kanischen Außenministe um eineBe-.
sprechung statt, an der auch der spätere Auß€nminister Dules teil-
nahrlt. ,,Die Gruppe' (der Besprechügsteiliehmer) ,,beschloß ..-
Deutschland wieder aufzubauen und dann zu remilitarisieren.
Deutschland sollte zu einem ,Bollwerk' geg€n Rußland gemacht wer-
den ..." (,,Neuer Vorwärts", 3. 12. 1954). Truman, der amerikanische
Präsid€nt, schieb spät$ in seinen Memoircn, man müsse dieBudes-
republik als Speerspitze in di€ antisoziatistische Front einftigen, und
zwa. ,,auf$ud ibre! strategisch wichtigeD Lage ultd ihrcs $oßen mi-
IitärischenRese oüs '(HarryS. human, Memoiren. Band2, Stuttgart
1955, S.284). Der UsA-Imperialismus also brauchte das Land als
Aufmarcchraum. Hier wohnten über 55 Millionen MeDschen. viele von
ihnen waren von antikommunistischem Haß besessen- Nicht wenige
waren ausgebildete Soldaten. Hier gab es eine gloße wütschaftskraft.
Alles das war im Kampf gegen den Sozialismus glt zu benutzen. Wenn
der amerikanische Imperialismus den Soziälismus aus Osteuopa,,zu-
rückrouen" (roll back) wollte, so war es ,,logisch ', daß er auf die T€i-
Iung Deutschlands, auf die Wiederheßtellung derMacht des Imperia-
lismus im westlichen Teil Deutschlands ud auf dess€n wied€raufrü-
sturg setzt€ ud sich auf dieseD kapiialtstisch gebliebenen Teil
DeutschlaDals stützte. Aber auch nach dem Westen und Süden Euopas
war dies wichtig. Dort gab es starke komuistische Parteien, starke
andere antifaschistische Kläfte. Das zsischen den sozialistischen
L:indem ud ftänkeich sowie ltalien Celegene kapitalistische, anti-
kommunistische twest-)Deutschled w auch eine fri. die Aufrecht-
erhaltung dFs Kaprtalismus don wichtige Barrrere.

Was die Interessen des deutschen Imperialismus angeht, so hat Ade-
nauü sie mit hirnänglicher Klarheit so formuliert: ,,Ich war der Autras-
sung, de. cegeNatz zwischm RußIand urd den heien Völkern werde
ständig wachsen. Es war auch frir Amerika lebensnotwendie, daß ein
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starkes Westeuropa mtstand. Hierzu wff Deutschland unentbehrlich
. . . Es lag im Intercsse der Vercinigten Staaten, daß Deutschland stark
würde . . . Das warell die Leitg€danlen meiner Politik gegeDüber den
Westmächtq'r..." (Komad Adenauer, Eri.nemgen 1949-1953,Stutt-
garr 1965, S.235f.).

Bei dieser Sachlage orieDtieitm die deutsche Großbougeoisi€ rmd ihrc
Adenauer-Regieruq auf folgende Schwerpun]ae der Politik:
1. Unbedingle Eingliederung in di€ ame kanische Stmtegie.
2. Aufbau einer Amee der Bunde$ep'rblik im Rahmen eines intema-

tioDalen kapitalistisched Militärpakts.
3. Rückgärgigmächung der Ergebnisse des zweiten Weltkrieges, die

,,sowjetzone und die Gebi€te jenseits der Oder und der Neiße Ji.ir die
Fleilleit zurückzugewinnm" (KoEad Adenauer, ebenda, S 382).

DEh- ürd Als€lpurk dd bund€sdeutsch€r Polilik wurde al3o dic
Einglicderurg ir eiD uEt€r Us-Oberhoieit stehende§, anti§owi€tisch
süsgeicht€tes westeüropäisches Stsltenbündris mit dc! si€d€taulgB
dst€ten BuDdesrepublik als Kerrstück. Ideologisch lordede di€8 g€-
radcn a einer , demohatische!" Wiedererweetuns dca ADtikohEu-
trisirusr Die ek€setr aggr€§siGn urd milihrtuti§ch€n Pläne muSt€D .ls
Schutamßnahmen ge8er ehe äußd3t seführlicie sowi€tisch€ Bedrc-
hung hinsBtellt werdeD.

Hiezu diente voi allem der Korealaieg. Nach dem ,r,€iten Weltkdeg
war Korea in zwei Teil€ gerpalt€o, v,obei der nördliche Teil einen §ozia-
listischen, der südliche eiren kapitalistischen Entwicklüng§weg ein-
schlug. 1950 fieten die Tmppen Südkoreas und der USA in die Volks-
demohatische Republik Korea ein. Die impe alistische ProPaganda
stelte dies jedoch äls Abwehr einer ,,sowietischen Aggression" hin ln
Bonn wurd€, tmter Hinweis auf diese ,,Aggession", die ,,sowjetische
Gefah/'beschworen und die NotweDdigkeit einer eigen€o Aree p!o-
pagiert.

Es gehö nicht viel dazu, um die ,,Bedrohungslüge" schon in iher da-
maligen Gestalt zu viderlegen. Ersten§ hatte die Sowietunion desige
Menschenverluste düch den zweit€tl Weldaieg erlitteD (20 Mi]Iionsr
Tote), da6 Land war in einer unvorsteubaren Wei§e zelstört. Die
Sowjetunion brauchte Ruhe und ltieden. Den Export der Revolution
habeD die Marxisten imer abgelehnt. Es gab auch keine Rüstungsge'
wiril€r in der Sowjetuion. Kurzum: Die Sowjetunion hatt€ keirerlei
KiegsgILnd.

Dies ist die eine Seite der M€dai]te. Selbst mii deE Westen sympathi-
sierende Autoren \^,ie Fritz Vilmar und walter Mö[er kamer in der
Widerleglng da,,Bedmhungslüge" zu Iolgenden Ein§ch?itzungen:

,,Erstens: Die SowjetunioD hätte 1945 im Eüdkampf g€g€n Deut§ch-
land . . . die Macht gehabt, D€utschland biß zD Rhein 2u üb€rlenrlen,
da die wesdichen Alliierten noch nicht weiter vorgestoßen warcn. Sie
beschränlte sich abe. auf den in Jalta vereinbarten Einflußbereich . . .

Zweitens:... Der Besilz wenig€r Atombomben" (derUSA),,... hätte die
So\r,jeturioD niemals von einer,Ercbefling Europas' abhalten können,
wenn sie je eine militärjrch-,welbevolutionäe' Konzeption gehabt
hätte ...



Drittens: . . . (Die Amerikaner) reduziefien ihle nach der Korcalrise in
Erüopa aufgeblähte Militämacht von 1953 bis I 95 6 um 800 0 00 Mann.
Olfenbar gab es keine akute Bedlohug i!1 Eu.opa, offenbar gab es

auch keinerlei auß€npolitischen Zwang zu einer riesenhalten west-
deutschen Militarisienmg.

Viert€n§: Nochbis 1958 hätte eine ang ffslüsteme Söwjetunion -.. mit
ilüer irzwischen entwickelten Atomstreitmacht einen ungeheuer ver-
lustreichen Schlag gegen die industriellen und militärischeD Zentren
Westeuropas und d€r USA ... führen können, ohne, bei rechtzeitiga
Evakui€rung eines T€i]s dei l:Bisch€n Stadtbewohnercchaften, ver-
Sleichbare Verlust€ hiJtrteh.rnen zu mijssen" (walter Möller und Fritz
Vilmar, Sozialistische ftiedenspolitik für Europa, Reinbek bei Ham-
btrg 19?2, S- 16).

Voranem abergibtesja auch 8€nug z€ugnisse dafür, daß dieAdenau-
er-Krätte schon lange vo. dem Koreak eg, vor der angeblichen sowje
tischen cefahr, ihren Autüstmgsplan fertig hatten. wir zitierten be-.

leitsdenBe chtüberdie amerikanische Kommission von 1945. wirzi-
tierten aus Adenaueß MmofteD. Aber es isl längst bekannt, daßAde-
nauer bereits jm Dezember 1948 den ehematigen Hitler-General Spei
del beaüftragte, ,,eine Aufstellung über dle augenblickliche Unver-
meidbarkeit einer deutschen Wiederautoüstuns und ihren usefähren
Umfang urd Charskter zuverfassen" (DokDmentation der zeit, Ber-
lirDDR 1952, Spalte 1/195 0 i ?ihrlich ,,Bomer Generälazeiger", 2 6. 2 .

1952). Diesern cutachten Spidels von 1948ließ Ademuer im Novem-
ber 1949 ein weitem Gutachten durch den ehemaligen Hitler-General
von Manleutrel folgen. Dies w1lrde in einer Erklärung der Buddesrede-.
run8 zuSegeben, in der f€§tgestellt wüde, ,,daß im zuge von P.essebe
sFechurgen übe! Aufste ung von mit leichten Waffen ausg€rüsteten
militärischen FormationeD im November 1949 Gene.al Kun Hasso von
Manteuff€l an Dr. Adenauer eine Expetise über diese Frage ubeEandt
hätte, die die technischen Seiten dieser E.age beleuchtete. Bundes-
kander Dr. Adenauerhabe General Mant€uffel d€n Erhalt dieser Ex-
pertise bestätig1" (Archiv der Gegenwalt, Jahrgang 1950, S. 2275).

Die Pläne zur Remilitarisiemg ud ihre Ziel€ waren also offenkundig.
Wie aber sollte, im Zusammenlang mit einer solchen Politik, die tuied-
liche Wi€delvereinigDg Deulschlands möglich sein? Die Polilik der
watmlichtc und d€I Adenauer-Beßieruns lief darauf hinaus, den
Xorrmünilt€tr iD der §owjetunion und ir Deutschland die Selbstauf-
g.be ols vor.uss€tzutrg da deütschen WieddvereiDi$rtrg (,,ir deD
G!tnz.! ron r937"!) zuEmutd. Das w,I ein€ einzia€ Provokstiotr, a
det die KoIn nunisten sclbstverständli.h dcht ia 33aeD komteD. So
rchloß di. ,,w€3lliche" Politik scbon von ihler Atrlage her die Iiiedticte
wid.ttrr.irisuos Deu&chlar& aB.

Und wie sollte, im Zusarnm€nhang mit einer lolchen Politik, ve.hindert
werden, alaS sich Mitteleuopa zu einem gefählichen Krisenherd erster
OrdruDg eDtwickelte?

A[e3 dr! nahD die d€utsche Bourg€oisic freiwillig in Kruf. Dsmit ver-
rtct lic .b€r da5 lrter€§s€ unsses volk€s, in einem friedlich geeinten
Deutschland und in hieden mit seinen Nachbarn zu leben. Ds bedeu-
t€tc, daß sich nuü de, Kämpf utrr die nationate Einigüng g!tr2 konlret
zu €in€tr, KoEpf gesen die Eemilitärisielung der Butrdeslepuhlik, ftir
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die V.rteidigrna de3 Friedo$ zuspitztc. Das sir vo! rur rr der kor-
hcte lrh.n wtuklictcr lltio[ller Politik in Deutschlmd.

2. Itrie entwickelte sich die Auseinan-
dersetzung um die Remilitarisierung
der Bundesrepublik?

Solort nach BekanntwerdeD der Remilita sierungspläne begann der
Widerstand g€gen sie. Es u,ar dies ein Widerstand, der sich innerhalb
wrd außerhatb der Brrndesr€publik edtwickelte. Die P1äne zur Remili-
tarisierung, der i]lnerc u]ld irtemationale Widerstand dagege, war€n
selbstv€rständlich eng miteinander veflochten. Nur aus Gründen der
Übeßichuichkeit geschieht es, wenn wir hier einzelne Entwicklunäsli-
nien g€tremt dalsteuen. Dabei gehen wü dcht §,eiter auf die Winkel-
züge ein, mit detten durch dre deutschen und ausländischen Imperiali-
stetr diese R€militarisienmg schJießlich bewerksteligt wurde. Uns in-
teressiei hi€i vor allem d€r Widerstand, und da wiedqum der Wider-
stand de6 deutschen Volkes, 1Ä,€il wil da$üs die meist€r Lehen für rm-
sere eigene poütische Enlwicklung ableiten können.

Bereits am 3. Dezembe. 1949, buchstäblich einige Wochen nach de!
Bildune der Bundesregierung, schlug Adenauer in einem Interview mit
einer amerikanischen zeitung die Bildung einer ,,autorisierten deut-
schen Streitmacht" vor (UsA-Zeihrng ,,The Cleveland Plair Dealer").
Da$ufhin beartagt€ die Bundestagsf.alrtion der KPD: ,,Der Bundes-
tag beschließt, dem Bundeskanzler zu untel§agen, die Remilitarisie-
runC in jeder FoIm, auch wem ahe westmächt€ dies fodeln, zu betrei-
ben" (Dokumente der KPD 1945-1956, S.211). Die KPD erklaiite, die
Remilitarisienng mach€ die Bundsrepublik zum Hauptaufi naNchge-
biet eines neuen Krieg€E und wede die Wiederveleinigrmg verhindem.

Im Volke verbreitete sich rasch eiDe ,,Ohne-mich"-Stifimung. Rück-
blickend schieb selbst das rcaktionäle Blatt ,,Die Welt" im Okober
1963, daß ,,die Nation voD einem neu€n Wehrdienst nichts wissen wo[-
te". Unter die€en Bedingungen wandte Adenauer ve$chiedene Methc.
den zE Durchsetzung seiner Ziele an. zu€rst bestritt er jede Absicht
der Remilitadsienng: ,,h der Ötrentlichk€it muß ein fill alemal klar-
gest€lt rreden, dai ich prinzipie gegen eine Wiederauftüstung der
Bürdesrepublik Deutsclland und damit auch gegen die Erichtung ei-
n€r n€uen deutschen wehrmacllt bin" (,,Hi1desheim€r Zeitung", 5. De.
zember 1949). Darauftin fragte die KPD-ftaktion im Bundestag:

1. ,,Ist er richtig, daß der Bundeskanzler de! Zeitung ,The Clevelard
Plain Dealer' gegenüber geäußert hat, eire nach seinem Voßchlag
auf zultellende,autorisierte deutscle Sbeitmacht' solle,eine Abtei-
lung ünt€I einem eumpäischen Oberkommando' bilded?

2. Hat der Burdeskarzler Vorschläge iD gleichem oder ähnlichem
Sinne der Hohen Kommission oder einem der Hohen Kommissare
zugehen lassen?

3. Hat der Bundeskan ei im Sinne s€ines Interviews mit der geDärn-
teII amerikanisch€n Z€itung BespechungeD mit eirer anderen alli
ierten Stelle gelührt?



4. Ist der Bundeskaruls aI äßlich seine! mit der Allüelten Hoher
KomrnissioD geft hrten BesEechungen i4€ndwelche Velpoichtun-
8en eingegangen, die im Sinne eines der amerikanischen Zeitung 8e-
gebenen Interviews liegen?

5. Beabsichtigt der Buhdeskarzler, den westlichen AlliierteD die Be-
rcitschatt del Bunde$egierung zur Aulsteuung einer westdeut-
schen Steitrnacht in iry€ndeuer FoIm zum Ausdruck 2u bringen?"
(Verhandlurgm des Deußchen Bundestages, I/1949. St€nogafi-
sche Berichte, Baffl I, Bonn 1950, S. 651.)

Adenauer hat jede diese. fünf Fragen mit Nein beantwortet. Fthlmal
hat e! damit die öfientlichkeit beloSen. Denn bei einern Emplang für
die Auslandsprcsse gab Adenauer am 24. Januar 1952 selbst zu, da3 er
bercits itn D€zember 19{8 ,,General Speidel um Bat.für ahe Aufstellung
€iner neuen deutschen Amee gebeten" habe (,,Bonner Generalellzei-
ger", 26. r€bruar r952).

Außer de. diEkten Lüge wandte die Adenauer-Regierung auch die Me-
thode der ,,euopäischen" Tamung de. Remilitarisierung an. Bundes-
deutsche Str€itkäfte sollten aul dem Wege über eine ,,Europa-Armee"
(Europäische Verteidigugsgemeinschaft, kurz EVG gmarnt) aufge-.

Doch trotz dieser ,,europäischen", mit der Behauptung eiDer sowjeti-
schen GeIahr bemäntelten Remilitarßiefl.mgspropaganda schwo[ die
Empörung im Volke an. Die Adenauer-Regie.uDg antwortete mit ver-
stukter Unt€rdrückung. Natürlich waren vo. allem die Kommunisten,
al§ €nlschiedene c€gne! der Remititarjsienrng, davon betloffen. Damit
sollten di€ antimilitarislischen Kräfte eingeschüchtert und der Antimi-
lita smus mit dem Kommunismus gleichgesetzt werden. Bonn rcch-
n€te damit, de! Antikommrmismus als Mittel zur Abschleckuüg snti-
nilita stischer Kräfte etwa in der SPD oder in bürgerlichen Krcisen
ausnutzen zu körmen. Wie man sieht, sind die Schrnidt, Apel, Clotz und
Niggemeier gelehige Schijler Adenauers, weür sie die Gegner des
B!üss€ler NATo-Beschlusses als Kommünisten oder kommunistisch
gelenkt hinstelten.

Im August 1950 wurdm mit einem Sch.lag fast alle komunistiscäen
Tageszeitungen fiü drei Monate verboten. Cleichzeitig wuden die
meisten Druckerei€n gescNossen. Durch Ausschaltug der kommuni-
stischen Presse für ein Vierteljahr sollte der Kampagne gegen die Remi-
litarjsierung ein schwers Schlag veßetzt weden.

Trctzdem vuchs die ,,Ohne-mich'lBewegung weiter an- Im OLtober
1950 war eill teffen vod 100000 Jugendlichen in Dortmund geplet.
Dort sollte gegen die Rermhtarisierung p.otestiefl weden. Bonn ver-
bot das TteffeD. Dennoch fanden in der ganzen Bund€slepublik Kund-
gebunger und Demonshationen statt- In diesen KundgebunS€n riefen
Jugendliche, den Bonner Mtlbrauch des Wort€s trreiheit anprang€md:
Iteiheit, das kann ieder ssgenl Fr€iheit heißt das Volk b€fragen!

Urter dem Motto: .Bettet detr Ftt.der!" fsnd äm 28. Januar 1951 rr
Es§€n eine 1.günA 8ogen die Wi€der.ufüisturg statt 1700 V€ retcr al-
Iet volkschicht@ - Sozistdemoblter, XonmuristeD, bli8edicüe
ud tLchtich€ l(Ieilc - b6chl6!cr, €ire voltst€ftssurg geglr die

Wt. Ad€n.u.r loA

,,EuIopätuche"
Tllnurß

Die C.$tcr
d.ütscher Politik
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,,Blinzg€Eetz"

I

R.militarisiemng dürchrufilhr6. Hiefill wurde ein Hauptausschuß
gebildet, dem die Münchnd sozialdemohatische Stadt.ätin Edith
Hoereth-Menge, der sozialdemohat jsche Bürgerm€ister Watter Stau-
bitz, der Mitbegünder der CDU und Oberbiügermeister von Mön-
chengladbach, wilhelrn ElJes, der ehemalige Erste Olfizier des Kr€u-
zels ,,Emden" aus dem eNter Weltkdeg, Helrnut von Mücke, der ehe-
malige Luftwaffengeneral Hentschel und di€ KPD-Bundestagsabge-
ordnete Grcte Thiele angehörteL

Di€ K}D untcrstützte di€ Volksbehägung mit g.nzer tusft. Bor ie-
doch ließ sie aD 2 8. April 1951 verbieter Es bedufte dat:le sorgl?ilti-
ger und oft sogar recht ausgedehnter Vorbeieitungen, damit eine Be-.
fragung schlagartig durchgefüht und vo. dem Einheff€n der Poljz€i
beendet werden konnte. Als z. B. die hessische Stadt Itanau dürch Eteh-
rerc hundert Volksbef.agungshelfer - zumeist waren es trtauer - be-
fragt we.den soltte, wudeD die Polizeibehörde duch fingiede Aryule
aufgeschr€ckt. Die Polizei soltt€ den Eindruck gewinnen, ganz Dann-
stadt wede von Volksbeftagungshelfem überschwemmt. Die südh€-
sische Bereitrchaftspolüei, die Polizeires€rven wuden nach Darm-
stadt in Märsch gesetzt, wo sie ins Leere stießen. Untedessen $rrde
Hanau befragt. A]s die Polizei mdlich dort eintraf, war die AldioD ab-
geschlossen. In anderen r'äUen waren es vor dem Fab ktor dichte Ar-
beiterketten, die der Polizei das Vordringen zu den Befragungsh€[em
mö8lich mchren. Oft entbrannte auch der Kampf urn die waNur-
nen. In manchen Fällerl wurden Reserveumeü mitgenommen, um sie
der Polizei zur Täuschrmg in die Hände zu spielen. Es gab F:ille, in d€-
nen der Pollzei die Beschlagnahme echt$ Wahlumen gelang. Kluge
Helfer verar[aßten dann die Häscher, deren Inhalt zu zähler uad zu
quittieren. Sokameszupolü€ilichbestätigtenAbstimmrmgsergebnis-

MehI als neun Milionen Menschen *-ulden tlotz verbots, trotz Polizei-
Dd Justizeirsätzen beftagt, Dd neh als neunzig Prozent von ihnen
sprachen sich gegm die WiedemufrüstDg aus. CarEe Suidte und
Stadtteile, ganze Bet ebsbelegschaften, z.B. di€ 3 0 oooköpfige Beleg-
schaft der Badischen Anilin- & Soda-r'abrik (BASF) in Lud\^'igshalen,
gaben ihre Stimmen ab.

Die Volksbeftagüng wu eir großE Erlols. D€I xlmpf des Voü€s vcr-
zögerte die ßemilit$isi€ruE um eidßp Jah!€,

Die BoDn€r Begieruna 8riff, um ihre ziele durchsetzen zu köDrcn, at
politischen Sonderstafuesetzeu. So *'urde am 1I. Juni 1951 das
,,Blitzgesetz" geschaffen, das seinen Namen von der blitzartigen Be-
schlußIassung dadber im Budestag erhielt. Es bot die crundtage Iür
die Veifolgug, VelhaftEg vieler Tausender Kommunisten. h di€§es
Gesetz aufgenommen wuden Bestimüngen aus Nazigesetzen. Es
wude eine politische Gesinnungsiustiz geschaffen. AUI der Grurxdlage
des ,,Blitzgesetzes" wuden voD 1951bis 1961 etwa 200000 politische
Ermittlungsverfahen eingeleitet, die lund 500 000 Bundesbijreer be.
trafen. Viele Kommmisten und auch andere Demokraten wluden für
Jahre in Gefängnisse und Zuchthäuser eingespeIrt.

Verbote urd GeIäryrissüal€D waren nicht die ehzigon Unter&ük-
kunssmittel der Bonrcr Regi€rurg. Als am 11 . Mai 195 2 mehr ats 30 000
westdeutsche Jugendlich€ in einer eroßen ,,Jusendkaraware" in Essen



geg€n die Remilitärisierung Protestierten - zu den Oigarßatoren des

Tretms gehOrte u. a. der Darm§tädt$ Studentenpfarer Mochalski -'
li€ß BoM das Foüer geg€tr die iung€n M€NcheD eröfhsn. Im Hagel der
Pistolenkugeln verblutete alamals der junge Münchne. Kommunist
Phnipp Müiler. Ein Sozialdemolirat und eiJI Parteiloser wurdm schwer

IE Juni 1951 km es auch zu Veibot§maßnatmen gegenüber ganzen

Organisationen. So wurde zuächst die rleie Deutsche Jugend verbo-
tenl aber auch andere Organi§ationen, wie die Ge§ellschaft tijr
d€utsch-sowjetische Freund§chaft, der Kdturbud zul demokrati
schen lrneuerug D€utschlands usw., weil sie alle sich hinter die

Volksbelragung Cegen die Remilitdisierung geste[t hatten'

Die Adenauer-Regierurg hatte schon am 22- Nove4ber 1951 den An-
trag aul ve$ot dar KPD gest€llt. Es geschah dies ein€n Tag nach der
rertigstellüg des Gesetzentwufs zur Wiederaufrüstug der Bunde§-

lepublik. Nachdem der Prozeß iaherang verhindert werden koDnte,

wi[d€ er im November 1954 eröfhet, al§ die würfe] über die Wieder-
aufrtisturg fallen soltteD. Da§ KPD-verbot steht also ir eirem direkten
Zu§§lrEerhug mit dq Politik dd wiedcraufiüstuns der Bündesre-
publik. Dies wird auch aus dem Inhalt des Vorg€hens der Bundesregie-

I]mg selbst deuuich. So wurde im verbotsantrag der Budesrceiemng
es als ,,schwerster Angritr gegen den Be§tand der Bundesrepublik"
hingeste[t, daß die KPD die Volksbeftagung gegen die wiederaufrü-
stung unteBtützte. Wähend des Prozes§es beklagte der Prozeßverhe-
ter d; Bundesrepublik ,,die terito ale Be§chdnlung ilres HeE-
schaftsbereichs" und del aus, e§ habe ,,die Bunde$epublik Deutsch-

lard als der allein handlung§fähige Teil Gesamtdeutschlands ' ' sich

selbst als die Staatsorgani§ation des Gesamtstaates legitimiert"' r.ür
iene die sich im Jürstendeutsch nicht auskennen:Dies hieß. die Bun-
äesrepubuk hat däs R"cht -sie maßt essich anl dieDDR a beserti-

Een. Ünd leidE folgle das Bundesverfassugsgerichl ir seinem ver-
totsurteil segen die KPD den aggressiven. vöIkemechtswidrigen' lrie-
densgelährdenden Absichten der Bormer Regierung.

Die KPD ließ sich durch die Verbotsdmhung in ihrem Ka pf für die

Lebertsinteressen unseresVolkes, gegen diewiederauhü§turgspolitil
nicht beiEen. Die Kommunßten unteßtützten den antimilita §ti
schen Kampl des Volkes richt nur durch die akive und führende Aeil-
nahme an der Volksbefragung Aul verschiedenen Wegen ve$uchte sie'

aus d€I weitveüreiteten ,,Ohn€-mich"-BewegunC eine solche des akti-
ven Kampfes gegen die abenteuerliche Wiederaufrüstrmg zu machen

xonraunisru standen übenll ir deü vordersten Reihen solcher 8roßen
auß€rparlamcntarilchetr Aldioner ge8er die Militad§ienrs wie den

Str€iks gegen die Remilitarisierugrvefiräge, d€n Pmte§ten gegen

Landbeschlagnahmen lzum Bau von Militärarlagen), den Altionen ge-'

gen den xhbau voD Spr€ngkammem in Staßen und Bdcken Junge

Kommunisten nußteD daftt in die GeIängnisse, z'B' Walter Zaue',
der die Spr€ngkammem da Eisenbalmbdck€ über die Donau bei Re-
gensbugzugemauerthatte,IürvierJahr€ Kommrmisteno4ani§ie en

äen Kampf gegm SondeEchichten, die von d€n zechenlerren im Zu-
sammenhaag mit aen wiederaufleb€n der Rü§tung§pmduktion gefor-

dert rruden. Diese Sonderschichten erhielten deD zuheffe.den Namen
Panz€rschichten, Ed €s gelang, Car menche dieser PaDzerschichtal
dulch Steikaktionen zu verhindem.

Ph. Mliu€r eImol(l€t

FDJ- uad ß}D-

Koltmubteü an der
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E€lSolard-Beset-

Bomb€rw€rl€r

1Sä0/51 tuhren Delegationen junge. Kommunisten, cewerkschaftei
und ralkeD hinaus auf die No.dsee, hinüber auJ die gesperre Inset Hel-
goland, die damals votr den Engüindem als Bombenziel benutzt wurde.
Sie hißten die schwaraotgoldene Fahne, auch die Fahne der tr'DJ Lrnd
der Falken, und zeigteD so den englischen Bombenfliegem an, daß die
IDseI besetzt sei. Milirirpolizei, bundesdeutsche Polizei setzten aul die
Insel über und nahmen die cruppe gefaDgen. Doch kaum war eine die-
ser GruppeD verhaftet, landete die nächste cruppe aul der Inset und
verhinderte die BeDutzmg der roten Sandsteininsel ais Bomboziel.
1952 gabm die EDgländer scNießlich auf. Die lnsel w-urde wieder be-
wohnbar. Es war dies das Werk juneer Deutscher, die im Wide$pruch
zu der Remilitafisierungs- urd vatertanalsveräte schen Politik der
Adenauer ünd Co. ihI Leben einsetzten.

Was den Widerstud der Arbeitertla$e angiDg, so rvsren dalnsls
Wansireils keiDe Sclt€nheit. Bel€gschaften von Großbet eben veflü-
teilten die Rmilitarisierungsgesetz€ und fo.derten von i}jrer gewerk-
schaftlichen Vertretung den Einsatz wtksame. Kampfmittel. Auf
manchen SchächteD üd in mancherl Betrieben b deten sich Aus-
schüsse g€gen die Bemilitarisienrng. NuJlnehr wamte die r,ührungs-
spitze des DGB, ünter dem Eindruck starker hoteste aus den eigeneD
Reihen, vor Schritten, ,,die dem wiederestehen des alteD, rms in seinen
verhängnisvolleD Auswirkungenbekamten Militarismus dienen kön-
nen, und vor jeder aggressiven Auß€npolitik" (,,Die Que[e',, KöIn 195 2,
Heft 2, S.5?). Der 1. Mai 1952 stand gaüz im Zeichen der artimititari-
stischen Bewegung. Millionen Arbeiter und AnBestellte verufieitten an
diesem Tag in UrMügm, auf Kundgebrmgen, durch SpmchbäDde. md
Tra:»parente, in Sgechchö.en und Reden die Militarisierung der
Bundesrepublik. Insecsant gesehen wu iedoch die Hattug der ce-
werkschaftslührung - urter dm Einfluß des Wirketrr der sozialdeho-
hatischd Fühug- zwiespältig. zwar stand der 3. Oldentliche Bun-
deskon$eß des DGB im Oktober 1954 (Frankturt am Main) garur.m
Zeichen des Protestes gegen die ,,festgelegte wiederaufrüstung l::rd
Bildung einer deutschen Amee" (siehe Protokolt, h.sg. vom DGB, ohrc
Orts- und obne Jahesangäbe, S. 806 -81 I ), verlangten die Delegierten
wirksame Malnalmen gegen die Militäweträge ud konkrete
Schritte tiil die wiedeftereinigrDg Deutschlands, lehnte der Bundes-
kongreß jeden wehrbeitag ab, doch e*lärte die DcB-Ftihrüng, die
Fraae müsse letztlich vou der politischen FübluDgskäften entschie-
den rverden, sei älso keirc gewerkschaftliche Aufgabe,

Aüch in der Soziald€mokratischen Partei eütwick€lte sich starker Wi-
derstand gegen die trmilituisieruna. Da dies€r Widerst -ud jedoch voü
der rechtssoztuldemobati6chen Fähluns s€breDst urd schli€ßlich ab-
geblock wurde - so daß die eigetrtliche Schuld ulrd velatrteortug d!-
für, daß die BuDde$esieruns wied€r au&erüstet wddeD koMte, bei
d€r rcchtssozialdemokatischeD rühr(Üls lieet -, woleD wi. die ent-
sprechenden Mänöver etwas später behandeln. Adenauer hatte, nach-
dern ihm Churchill - d€I britische Premierminister - am 11. August
I950 den BalI der wi€de.auftüstung zugespielt hatte, noch am 29. Au-
8u,st 1950 ,,... seine Bereitschaft erklärt, im rale der Bildung einer in-
t€mationalen westeuropäischen Almee ein€n Beitrag in Form eines
deutschen Kontingents zu leisteD" (Blätter für deutsche ed intema-
tionale Politik, Sonderheft, Dokumentation zur ceschichte der wie-
deraufrüstug der Bundesrepublik, Köln 1962, S. 18), was den damali-
gen BundesiDe.minister Gustav Hehemann zum offenen Bruch mit

Widet§trnd ir
Betieb€D utd
ccwerkschrft

Enteicklüng itr
dd SPD



Ad€nauer belÄ,og Er trat vom Amt des Inneruninist€r: zurück. In seiner
Rücktntts€rk]ärung hieß es: ,,Ist es vertretbar, daß eine Erklirung von
solch entscheidungsvoUe! Tragweite vom Bundeskanzler abgegeben
wtud, ohne daß das Kabinett an d€I Willensbildung beteiligt ist? Ist es
vertretbar, daß das deutsche Volk nul vom Ausland her oder durch ei-
nen Hohen Kommissar vor eiller Bereitwilligkeit seiner Regierung zur
militäris€hm B€teiligung an einer Verteidigungsmacht unterrichtet
wird? . . . Wem in tgodeiner I'rage der Wille des deutschen Volkes eire
Rolle spielen soll, dann muß es in der ltage der lviedemuftüstung sein"
(,,Stuttgarter Zeitung", 18. 10. 1950).

Die Opposition g€ger die Büsturgspolitik sar also §€hr hcit 8efüchctt.
Ihre Eauptkäft ws die Arbeiteb€$esuna. Aber es sEb auch tricht un-
bedeutende rräft€ aus deE Bürgstu, die sich geger die wi€dcrauf-
rüstungspolitik veehrten. Sie gdDdeten Ve.eine und vedffentlichten
persönliche Appelle. So gründete der spätere BundespdsideDt Custav
HdnemaD eire ,,Notg€meinschaft für den Fded€n Euopas", der
schon erwäbnte Pastor Herbert Mochahki eine ,,Darmstädter Aktlo.s-
gruppe gegen die Remilitarisierung". zu nennen ist auch der von PrG.
fessor Ulich Noack gegründete ,,Nauieimer Kreis". Das Budesin-
DetmiristedlD zählte damak 175 V€r€inigungen dieser A.rt, die gegetr
die RernilitarisienDg standen. Leidu wnke nu eir Teil .Iteser rräfte
zusahmeL Dies schrräctte ihr€ Stoßlcaft, was wied€rum eirc gesiss€
B€gärstigury der lemilitarisi€mn8Epläne der Bunde€r€gi€ru"g zur
Foke hatt€.

Auch int€mational entwickelte sich ein starker widerstand gegen die
burxdesdeutsche Remilita sierung. In ftankxeich kam es End€ Augüst
1054 zu einer parlamentarischen Abstir'Dug über die Remilitarisie-
rung, wobei die absotute Mehheit der Parlamentsabeeordneten diese
Remrhtadsiemng - den Vertrag über die ,,Europäisch€ Vert€idigungs-
gemeinschaft" - ablehnte. Auch in Italien kam es auf parlamentad-
scher Elene zu einer Veruteilung der budesdeutschen Rernilitarisie-.
rug.

Da jedoch die Rernilitarisielung irDmer wieder mit der angeblich d.o-
henden sowjetischen Gefalr jn Zusammennang gebracht wude und
von den herrschenden Kläfted der Bunde§lepublik behauptet wlrde,
Borm verfolge eine ?olitik der deutschen EiDneit irx lreiheit, sei hier
noch kulz auI die damalige wüklicle Lage eingegangen. So hieß es in
einer Broschüre der ame lanischeD Hohen Kommission: ,,Unsere mi-
litärischen Führc. §ind der Ansicht", dai die Sowjetunion ,,nicht an-
greilen wtd", obwohl sie ,,Europa wobl überIem€n könDte, nicht aber
überennen wird." In einem Geh€ünbe cht der zwöU Generalstäbe der
Auantilrpaktstaatm heißt es: ,,Es liegeD k€ine Aueichen fi} Ang trs-
vo$ereitungen der Sowjetunion vor." Ahnlich nahen Attlee, Eisen-
how€r, Daladier und andele führende Politik€r und MilitäIs Ste[ung
(Ds Weg der §ozialdemolsaten zr Völke eNtändigung und ftiedti-
cheE WiedeNereinigung D€utschlands, hlsg. votr Willy Knothe jun.,
hanLfurt am MaiD 1952). Und was die deutsche Wied€rve.einigung
angeht, so haber die R€sierrr[gen dd Sowi€turioD uld der DDR in die-
sGr Pcriode i,rEer wi€de VoHcbläse dr fri€dlicheD Wiedetrvereid-
güry Dcutschlar& aul dem Wes€ von fr€iea demohltischer Wahl€n
gcmacht. Besonder€ eindrucksvoll ist die sowretische Note vom 10.
Mürz 1952, aus der wü hier zitieren wolen, damit ieder sieht, was die
Adenauer-Regie&ng damals a'rsgeschlagen hat.

H€in€malr§
mrtiger Plotelt

Mangehde EiDhett

WidEstand im

sowjetlllrior
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t0 ,,crunallag€ex des tr'riedeDsvertrage6 mit D€utschland
Di€ TeilDehmer GrcßbrüarDieD, die Sowietunion, die USA, Frank-
reich, Polen, di€ ltchechodlowakei, Belgi€n, Holand und die elderer
Staat$, die sich mit ihen SEeithäIt€, am Krieg geg€n D€utschland
beteiligl haben.

Politische Leitsätze
r. Deutscbland wiId als einh€itlicher Staat wi€d€Ihergestellt. Damit

wüd der Spaltung Deutschlands eir Ende gemacht, urd das 8€einte
DeutscNand gewinnt die Möglichkeit, sich als unabhärgiger, de'
mokatischer, ftiedliebender Staat zu entwickeh.

2. Sämtliche Sheitkäfte der Besatzungsmächte mii8s€n spätestens
eir Jahr nach Inkafttreten des fti€densvertrages aus Deutschland
ebgezogen werden. Gleichzeitig werden sämttiche ausländischen
Militästützpurkte auf dem T€rritorium Deutschlands liquidiert.

3. Dem deutsch€n Volk müssen die demokratischen Rechte gew:ihrlei-
stet s€i[, dämit all€ unts deutscher RechtsFechung steheDden Per-
sonen ohne Unt€rschrd der Rasse, des Geschtecäts, der Splache
oder der Religion di€ MenscheEechte und die Grundireiheiten ge-
nießen, eiEchließlich d€r Redefieiheit, d€r Pressefteiheit, des
Rechts der IrcieD ReligioDsausübung, der heiheit der politischen
überzeugung ud der veßamfllungsfreiheit.

4. In Deutscbland muß den dernol§atischen Parteien uDd Or8anisatio-
nen freieBet:itigung g€währleßt€t sein; sie müssed das Recht haben,
über ibre inneren Arg€legenheiten frei zu entscheidm, Tagungen
und Versämmlungm abzuhalten, Presse- und Publikätionsireileit
zu genießen.

5. Auf dem Tenitorium Deutschlanals dürfen Organisatronen, die der
Demolratie und der Sache der E altung d€s ftiede.s feindhch
sind, nicht bestehen.

6. Atlen ehemarigen Angehörigen de! deutschen Arm€e, eilschtießlich
der Offiäere und Generäle, allell ehemaligen Nazis, mit Ausnahh€
derer, die Dach Gelichtsurteil eine Stafe Iiü von ihnen begangene
verbrcchen verbüßen, rnü$sen die gleichen bü4erlicher und politi-
schen Rechte wie auen ander€n deutschen Bürsem gewäIrt weden
zur Teilnahme am Aufbau ehes friedliebenden, demohatisclen
Deutschland.

?. Deutscbland verpftichtet sich, kein€rlei Koalitionen oder Militär-
bündnisse eiDzugehen, die sich geg€n irSendeinen Staät richten, d€r
mitseinmst€itl$äftenamKrieggegenDeutscNandte genommen

Das Terito um
Dss Telrito um Deutschlands ist durch die CreDzen bestirDmt, die
durch die Beschtüsse der Potsdam€r Kod€renz de! Goßmächte f€6tge.
legt wudetL



Wirhchaft liche Leitsätze
D€utschtand w€d€n für die Entwicklung seiner Friedemwirtschatt,
di€derHebungdesWohlstand€§desdeutscheDvolkesdideDso, k€i
nedei B€schdinkungen auferlegt. Deutschland werden au€h keinerlei
B€schdnkungen in bezug auf de, Handel mit andera Ländem, die
Seeschiffaht und den Zutritt zu den Weltmärkten aulerlegt.

Mnitärische Leitsätze
1 Es wird Deutschland gestattet sei4 eigeDe Dationale Streitkrätte

(Latrd-, Luft- und Seestreitlcäfte) zu besitzen, die für die Verteidi-
gung des Landes notwendig sind-

2. Deutschland wild die Erzeugung von Kdegsmatedal tmd -ausrü-
stung gestattet werden, dercn Mmge od€r 15?en nicht übe! die
Crenzerl dessm hinausgehen dürfen, was für die Streitkäfte elfor-
derlich ist, che für Deutschtand durch den hiedenwenrag festge-.
setä sind.

Deutscbland urd die Organisation der Vereinten Nationen
Die Staater\ die den ltiedenwertrag mit Deutschland abgeschlos§en
haben, werden das E.suchm Deutschlands um Auhahme in die Orga-
dlation der VereinteD NatloneD Dterstützen."

(Neues DeutscNand tBl Perlinl, 12. I.{inz 1952. Dokumente zu
Deutsdnandpolitik der Sowjetunion, Bd.I, Vorn Potsdame. Abkom-
merlarD2. August 1945bjszulErktä ne über die HeNtelungde. Sou-
vednität der Deutschen Demokätischen Republik am 25. März 1954,
B€rlin [1S5?], S. 290-293.)

Die R€gierung d€r DDß schtug u. a. um die wende vom Jahre 1954/55
der Bundesregierung gesamtdeutsche Gespräche vor urd e.kläfie,
,,aI€ Schritte zu unterstützen, die der Herbeiführung einer Ve$tändi-
gung dienen". Sie wamte vor der wiederauftüstung und der Einglied€-
rung derBunde$epublik in den NATO-Pakt. Die Remilita siel']ngsei
ir jeder FoIm ,,Iür das deuts€he Volk unannehmbar, dem sie macht die
Wi€dervercinigung Deutschlands unmögtich und g€fährdet den euro-
piüschen Fri€dm" (Dokumente zu Außenpoliiitr der Regierung der
DDR, Band 2, Berlin 195 5, S. 3 7 f. ). Die Regierung der DDR ging davon
sus, ,die beiden deutschen Staaten aul demohatischer Grundlage zu
vereiniged lmd einen lYiedensve.hag, der mit dem Abzug aler aulän-
discher tuppen aus Deut"schland verbunden sein sotlte, herbeizuftih-
r€n" (Zeitschdft für Geschichtswissenschaft, Berlin 196?, Heft 4,
S.598). Die BuLdesre{ierung har alle die§€ VoEcüläge abselehrt,
Nüchteme biüg€rliche Politiker, so Thomas Dehler, der Iange Jalre
s€lbst Minister der Bud€lregierung war, Vositzender der IDP, der
die Sachlage also aus üchster Nähe einzuschätzen vemochte, beur-
teilte Adenaues Politik als uEeal, ja ve.hijngnisvoll ftu die deutsche
Natron. ,,Es müsse Adenauer angelastet werdenr ', zu diesem urteil kam
Dehler 1965, ,,daß ilm die deutßche Einheit ni€mals ein Antiegen warl
Süon in d€n Jahren 1952 und 1953, als reale Chäncen zur Lösulg der
deutsch€n Flage bestanden, habe AdeDaue. alles g€tan, daß über der-
artige Vor€chlige wie etwa Verzicht aul die EVG" (Europäisch€ Ver-
t€idigungsgemeirschatt) ,,ud dafür freie wahlen nicht verhandelt
wude" (,,Flall}duter Allgemein€ Zeitung", 22.3. 1965).

11
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12 Dadber kern es arD 23. Januar 1958 im Boür€r Bundestag zu einer
dramatischen Nachtsitzung.

,,Der letzte in unserem Volke weiß, daß man hier zwar von deutscler
Einleit und Wiedelvereinigung sp cht, aber sie doch nicht emstlich
wiU... Wenn wir überdenlen, was wir 1952 st sgelassen haben,,, rief
der biUgediche Politike. Dr. hornas DeNer dem Bundeskanzler Ade-
nauer in der eregten Mittemachtsdebatte des Bundestäges am 23. Ja-
nuar 1958 zu, uüdfuhrfort: ,,Ich habe nicht mehr geglaubt, daß Ade-
nauer di€ WiedenereinigEg aDstrebt, deshalb habe ich mit i}}m g€bro-
chen." Ihm entgeF€t€ der damalige BundespostDiniste! Stücklen
(CDU) (heut€ ist er Bundestagspräsident): ,,Sie warcn doch damals in
der Regierung, wsrum blieben Sie in der Regierug?" D ehler bekannte
vor dem ganzen PalameDt: ,,Ich schäme mich. Ich beneide Herln Hei
n€trrann w€g€n seines Mutes. Aber er kannte seine Pappenheimer bes-
ser, er war ja ir der CDU."

Dehler enthüllte dann vor dem Bundestag: Als 1954 in Berlin die Vie-
rerkonlerenz begann, sei er mil gewissen Hoffnungen in die alte
Reichshauptstadt gefahren. Dort habe ihn Blankenhom, Adenauers
Sonderbeaultragler, mil der zlaischen Eröflnung empfangen: ,,Her
Dehler, Sie brauchen keine Angst zu haben, es kommt nichts zlstan-
de." Wütend rief Dehler in der Bundestag$itzurg, Adenauerhabe die
Bindungsklausel in den D€utschlandvertrag (das h€ißt jene Ktausel,
wonach Bonn bis zum Jahrc 2004 auf das Recht verzichtet, in der Frage
der deutschen Einheit s€lbst aktiv zu werden) seb.achl rDd di€ Zu-
rückziehung des Eden-Planes (Eden war englischer Außenrninister) für
eine militäris€h verdünnte Zone in M itteteuropa ezwungen. ,,clauben
Sie noch, daß di€ser Main den willen hat, das deutsche Volk zur Ein-
h€it zu führen?" (Aus d€m Bundestagsprotokoll vom23. Januar r958.)
Adenauer hatte dem damatigen französischen Botschafter (deD späte-
rcn fraizösischei Auienminister) Franqois Poncet gegeDüber geäu-
ße!t, e. sei b€reit, die d€utsche E inleit der Remilitarisienng zu opfem.

Urd wie war nuD di€ ßolle d€r sozialdenohrtischer Psrteifählu[g?

f,rsteüs lehnte die SPD-Fü}rlDg jegliche auierparlam€ntärische Ak-
tion ab. Folglich wandte sie sich auch gegen die volksbefragung gegen
die Wiede.aul!üstug: ,,Dise AkiioD muß als ungesetzlich uEteibun-
d€n werden", rief Wehner im Bundestag aus (Bund€§taesprotokoll,
Bd. 7, Bonn I951, S.549?). Ja, Herbelt wehner gehörte zu den Einpeit-
schem jenes oben genabnt€n ,,Blitzgesetzes", das gegen die Volksb€-
Iragüng im Parlmenl erlasen *nrde.

ZweiteE wandte sich die sozialdemokratische Päieiführung stlikt
geger iedriche Aktionseinheit und betätigte sich aktiv als Einp€itscher
des Antikomfiuisnus, der wi€d€rum die ideologische Haupt\raff€ zur
Bemäintelung der RemiUtdisierung war.

Dlitten! karn es zu Geheimgesprächen zwischen Adenauer und der so-
zialdeDolsatischen FührlDg, insb€sondere mit Kun Schumacher,
worüber Adenauer in seinen Memoi.m be chtet. E. maöhte dareu,
aufinerksm, daß er in der Remilitarisierungsftage die Zu.stimmung
der SPD habe. Er habe ,diese lrage bereits mit Dr. Schumacher be-
sProchen und würdenoch.weit re Unteredungenmit ilun darüber ha-
berl" Er hitle ,,aus v€rschiedenen Cesprächen Hochachtung vor dem

Wt trttlcttc dl€
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3, was btachte der Widerstand gegen
die ßemilitarisieruug?
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